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Vorwort 

Das Lehrbuch behandelt neben speziellen Völkerrechtsproblemen der 
Bundesrepublik Deutschland die Beziehungen des Grundgesetzes zum 
Völkerrecht wie die Beziehungen des Völkerrechts zum Grundgesetz. 
Auch die Europarechtsproblematik w i rd insoweit mitabgehandelt. Dabei 
w i rd besonders die bis März 1975 veröffentlichte  deutsche Literatur und 
Rechtsprechung herangezogen. 

Diese Materie ist bisher nicht Gegenstand eines umfassenden Lehrbuchs 
gewesen. Die Völkerrechts- und Staatsrechtslehrbücher behandeln sie — 
von unterschiedlichen Blickpunkten aus — nur am Rande. Die Vertiefung 
setzt somit bisher das Studium einer umfangreichen Spezialliteratur zu 
jedem Fragenkreis voraus. 

Das Völkerrecht und das Europarecht werden heute nur noch als Wahl-
fächer gelehrt. Um so wichtiger ist für die Studenten, welche diese Fächer 
nicht gewählt haben, eine allgemeine Einführung in die — Pflichtfach 
gebliebenen — „Beziehungen des Grundgesetzes zum Völkerrecht" (und 
zum Europarecht). Das Lehrbuch richtet sich folglich i n erster Linie an 
alle Studenten der Rechtswissenschaft. Gerade den Studierenden der 
Fächer Völker- und Europarecht sollte aber auf der anderen Seite ein 
Werk über die speziellen Völkerrechtsprobleme der Bundesrepublik und 
über die Stellung des Grundgesetzes zu diesen Problemen an die Hand 
gegeben werden. 

Das Buch richtet sich ferner  an alle Richter, Verwaltungsbeamte, 
Rechtsanwälte und Wirtschaftsjuristen,  die in stets wachsendem Umfang 
mi t Völker- und europarechtlichen Problemen konfrontiert  werden. 

Mein besonderer Dank gi l t Fräulein Anneliese Neureither für die Ein-
richtung des Buches und das Korrigieren der Fahnen. 

Heidelberg, im März 1975 
Max-Planck-Institut für ausländisches 
öffentliches  Recht und Völkerrecht 

Albert Bleckmann 
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Einleitung 

1. Das Völkerrecht ist das Recht, welches die Beziehungen zwischen 
den Völkerrechtssubjekten regelt. I m klassischen Völkerrecht waren 
Völker rechtssubjekte nur die Staaten, der Heilige Stuhl, der Malteser-
orden und die anerkannten kriegführenden Aufständischen. I n neuerer 
Zeit sind zahlreiche internationale Organisationen hinzugetreten. Die 
Beziehungen der Individuen zu den Staaten und unter sich werden da-
gegen grundsätzlich durch die innere Rechtsordnung der Staaten geregelt. 
Sie werden also durch die Staaten mediatisiert. A m Völkerrechtsverkehr 
nehmen sie aber in neuerer Zeit in beschränktem Umfang teil. So können 
sie heute etwa vor der Europäischen Menschenrechtskommission, also 
einem internationalen Organ, nach Völkerrecht — nämlich der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention — gegen ihren Staat klagen. 

Die Völkerrechtsordnung unterscheidet sich in vielfacher Hinsicht von 
den nationalen Rechtsordnungen. Es fehlt zunächst ein zentrales Ge-
setzgebungsorgan. Ansätze zu zentraler Gesetzgebung haben sich nur auf 
regionaler Ebene — etwa in den europäischen Gemeinschaften — ver-
wirkl ichen lassen. Das Völkerrecht w i rd vielmehr durch die Handlungen 
der ihm unterworfenen  Völkerrechtssubjekte selbst gesetzt. Sie schließen 
zu diesem Zweck mehr- und zweiseitige Verträge; aus der übereinstim-
menden, von der Rechtsüberzeugung getragenen Praxis der Völkerrechts-
subjekte entwickelt sich das Völkergewohnheitsrecht, eine Rechtsquelle, 
die gerade in rechtlich noch nicht stark entwickelten Gemeinschaften die 
Hauptrolle spielt. 

Auf der völkerrechtlichen Ebene fehlt ferner  eine obligatorische Ge-
richtsbarkeit, die im nationalen Rechtsraum heute selbstverständlich er-
scheint. Soweit internationale Gerichte (IGH) und Schiedsgerichte be-
stehen, können sie nur angegangen werden, soweit der klagende und der 
beklagte Staat sich dieser Gerichtsbarkeit ausdrücklich unterworfen  ha-
ben. Die Staaten entscheiden deshalb in der Regel über ihre völkerrecht-
lichen Rechte und Pflichten selbst. Der Gefahr des Auseinanderfallens 
der Entscheidungen kann nur durch internationale Verhandlungen ent-
gegengewirkt werden. Darin und in der Tatsache, daß die Staaten auch 
dem materiellen Völkerrecht grundsätzlich nur insoweit unterworfen 
sind, als sie ihm zugestimmt haben, kommt die Souveränität der Staaten 
zum Ausdruck, ein Rechtsprinzip, das die ganze Völkerrechtsordnung 
durchzieht. 

2 Bleckmann 
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Trotzdem ist das Völkerrecht effektiver  als man meinen könnte, wenn 
man nur die großen internationalen Streitfälle vor Augen hat. Der ganz 
überwiegende Tei l der Fälle w i rd zwischen den Außenämtern und den 
anderen Ministerien der beiden betroffenen  Staaten auf Grund der Re-
geln des Völkerrechts einvernehmlich geregelt. Soweit es zum Streit 
kommt, entscheiden in vielen Fällen, an denen nur private Parteien be-
teil igt sind, die nationalen Gerichte über die Anwendung des Völker-
rechts, ganz ähnlich wie sie über die Anwendimg der nationalen Rechts-
regeln entscheiden. 

Dabei ist aber zu beachten, daß das Völkerrecht sich an die Staaten 
als solche wendet und nicht i n deren innere Rechtssphäre eindringt. Die 
innerstaatlichen Organe und die der Staatsgewalt unterworfenen  Indi-
viduen werden durch das Völkerrecht also zunächst nicht unmittelbar 
verpflichtet und berechtigt. Völkerrecht und innerstaatliches Recht sind 
so zwei getrennte Sphären (Dualismus der Rechtsordnungen). Das Völ-
kerrecht w i rd innerstaatlich erst verbindlich, wenn der Staat dies anord-
net. Auf diesen innerstaatlichen Vollzug ist das Völkerrecht aber ange-
wiesen. Nur so können seine der Ergänzung durch das nationale Recht 
bedürftigen Regeln sich vol l entfalten. 

Die Völkerrechtssubjekte sind i m Gegensatz zu den Rechtssubjekten 
des nationalen Rechts relativ wenige, überschaubare individuelle Ge-
meinschaften. Stärker als im nationalen Recht finden sich deshalb im 
Völkerrecht individuell bestimmte Rechtsbeziehungen. Die Völkerrechts-
regeln gelten — wie etwa die internationalen Verträge — in der Regel 
nur zwischen bestimmten Rechtspersonen. Dabei steht bisher das völ-
kerrechtliche Allgemeininteresse hinter den individuellen Interessen der 
Völkerrechtssubjekte zurück. Die Völkerrechtssubjekte sind schließlich 
rechtlich gleich. Deshalb kann sich Völkerrecht meist nur mi t Zustim-
mung aller Staaten bilden. 

2. Obwohl Völkerrecht und Landesrecht zwei getrennte Sphären bi l -
den, sind ihre Regelungen doch häufig eng miteinander verzahnt. 

a) Das Völkerrecht setzt die staatlichen Organisationen für seine Ent-
stehung und Durchführung  voraus. Die Welt ist zwischen zahlreichen 
Staaten aufgeteilt. So entsteht das vom Völkerrecht zu lösende Problem 
der Abgrenzung der Hoheitsgewalten der Staaten. Ähnlich wie das na-
tionale Recht Kompetenzen, weist das Völkerrecht den Staaten die Ho-
heit über ihr Gebiet (Territorialhoheit) und ihre Staatsangehörigen (Per-
sonalhoheit) zu. Das Völkerrecht muß dann auch das Gebiet abgrenzen; 
für die Abgrenzung der Staatsangehörigkeit verweist es auf die landes-
rechtlichen Regelungen. Diese Fragen werden w i r für die Bundesrepublik 
im Kapitel Π Ι abhandeln. Dabei entstehen besondere Probleme wegen 
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der besonderen Rechtslage Deutschlands, die w i r im Kapitel I I vorweg 
untersuchen. 

b) Das Völkerrecht weist den Staaten Handlungsrechte auf der inter-
nationalen Ebene zu; welche Organe die Befugnisse der „auswärtigen 
Gewalt" ausüben und i n welchem Verfahren  dies geschieht, entscheidet 
das Landesrecht. Insoweit greifen in der Bundesrepublik die Art . 32, 
70 ff.,  83 ff.  für die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern, 
die Ar t . 59, 65, 115 a ff.  GG für die Kompetenzverteilung zwischen Bun-
despräsident, Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat ein. Die aus-
wärtige Gewalt ist ferner  an die Rechtsstaatsprinzipien, an die Grund-
rechte und an bestimmte, in der Präambel sowie in Ar t . 24 - 26 GG fest-
gelegte Ziele gebunden. Al le diese Probleme werden i m Kapitel V be-
handelt. 

c) Das Verständnis des Völkerrechts setzt eine Untersuchung der 
Völkerrechtsquellen voraus (Kapitel I). Die Kenntnis der Völkerrechts-
quellen ist besonders wichtig für die Analyse der verfassungsrechtlichen 
Rechtssätze über das Verhältnis des Völkerrechts zum Landesrecht, das 
im Kapitel V I behandelt wird. 

d) Die Bundesrepublik ist Mitgl ied zahlreicher internationaler Organi-
sationen. Verfassungsprobleme stellen sich hier vor allem insoweit, als 
die internationalen Organisationen befugt sind, auf deutschem Gebiet 
unmittelbar Hoheitsbefugnisse gegenüber Individuen auszuüben. Das gi l t 
vor allem für die Europäischen Gemeinschaften. Diese Problematik setzt 
zunächst gewisse Kenntnisse über die internationalen Organisationen im 
allgemeinen und über die Europäischen Gemeinschaften im besonderen 
voraus. Diese Fragen werden im Kapitel I V behandelt. Die innerstaat-
lichen Wirkungen der europäischen Hoheitsgewalt werden im Kapitel 
V I über das Verhältnis des Europarechts zum Landesrecht abgehandelt. 
Die Übertragung der Hoheitsgewalt w i rd i m Kapitel V über die aus-
wärtige Gewalt noch einmal speziell untersucht. 

e) I n zahlreichen Bereichen verlangt das Völkerrecht einen inner-
staatlichen Vollzug. Das gi l t insbesondere für das Fremdenrecht, die in-
ternationalen Menschenrechte und das Auslieferungsrecht.  Diese Fragen, 
mi t denen sich der deutsche Richter häufig konfrontiert  sieht und in denen 
das Völkerrecht und das Landesrecht (GG) eine besonders enge Verbin-
dung eingehen, werden deshalb in den Kapiteln V I I - I X abgehandelt. 

3. Für eine Vertiefung der völkerrechtlichen Kenntnisse w i rd folgende 
deutschsprachige Literatur empfohlen: 

a) Kurzlehrbücher 
Menzel,  Völkerrecht (1962) 
Seidl-Hohenveldern,  Völkerrecht (3. Aufl. 1975) 
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